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 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
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1.  Bundesfinanzministerium senkt Zinssatz für Nachzahlungen und Erstattungen auf 

0,15 % pro Monat 
 
Das Bundeskabinett hat am 30.3.2022 den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung beschlossen. Der 
Gesetzentwurf senkt den Zinssatz für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen rückwirkend von 
ehemals 0,5 % pro Monat ab dem 1.1.2019 auf 0,15 % pro Monat (= 1,8 % pro Jahr). Die 
Angemessenheit dieses Zinssatzes ist unter Berücksichtigung der Entwicklung des Basis-
zinssatzes mindestens alle drei Jahre mit Wirkung für nachfolgende Verzinsungszeiträume 
zu evaluieren – spätestens also erstmals zum 1.1.2026. Die Neuregelung setzt den Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichts vom 8.7.2021 um. 
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Die Neuregelung des Zinssatzes für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen für Verzinsungs-
zeiträume ab 1.1.2019 gilt für alle Steuern, auf die die Vollverzinsung anzuwenden ist. Der 
Erlass von Nachzahlungszinsen bei vor Fälligkeit freiwillig geleisteten Zahlungen wird im Ge-
setz verankert und damit auch auf die von Kommunen verwaltete Gewerbesteuer erstreckt. 
 
 
2. Häusliches Arbeitszimmer muss für ausgeübte Tätigkeit nicht erforderlich sein 
 
Durch die Corona-Pandemie hat sich die Einstellung über den Nutzen eines Arbeitszimmers 
und Homeoffice wohl in den meisten Köpfen geändert. Zu diesem Thema hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) kürzlich ein Urteil veröffentlicht, in dem es um die Absetzbarkeit als Wer-
bungskosten geht, wenn die Tätigkeit auch ohne ein Arbeitszimmer ausgeübt werden kann. 
 
Im entschiedenen Fall gab eine Flugbegleiterin in ihrer Einkommensteuer ein häusliches Ar-
beitszimmer als Werbungskosten an. Die Tätigkeiten, die sie dort ausübe, stehen in direktem 
Zusammenhang zu ihrem Beruf. Zudem hat sie keinen anderen Arbeitsplatz. Das Finanzge-
richt (FG) entschied sich gegen einen Ansatz als Werbungskosten, da die Arbeitnehmerin 
nur einen geringen Anteil ihrer Gesamtarbeitszeit das häusliche Arbeitszimmer nutze und sie 
diese Arbeiten z. B. auch am Küchentisch hätte erledigen können. 
 
Für den BFH waren die Argumente des FG jedoch nicht maßgebend. Das Gesetz typisiert 
die Erforderlichkeit eines Arbeitszimmers für die Fälle, in denen das Arbeitszimmer den Mit-
telpunkt der gesamten Tätigkeit bildet oder in denen kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. Wenn dem Arbeitnehmer kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, ist es aber 
kein Grund den Abzug als Werbungskosten abzulehnen, wenn die Arbeiten auch an anderen 
Orten im Haushalt ausgeführt hätten werden können. 
 
Anmerkung: An den grundsätzlichen Voraussetzungen zum Arbeitszimmer selbst hat sich 
indes nichts geändert. Bitte lassen Sie sich im Bedarfsfall unbedingt beraten! 
 
 
3. Nachweis einer kürzeren Restnutzungsdauer (höheren AfA) eines Gebäudes durch 

Wertgutachten 
 
Wird im Rahmen eines Wertgutachtens die Restnutzungsdauer eines Gebäudes nach der 
Wertermittlungsverordnung bestimmt, kann diese der Berechnung des AfA-Satzes zugrunde 
gelegt werden. Das entschied das Finanzgericht Münster (FG) mit rechtskräftigem Urteil vom 
27.1.2022. 
 
Im Rahmen eines Zwangsversteigerungsverfahrens erwarb ein Steuerpflichtiger ein Grund-
stück zur Erzielung von Mieteinkünften. Vom Amtsgericht wurde im Zwangsversteigerungs-
verfahren ein Sachverständigengutachten zur Ermittlung des Grundstückswerts in Auftrag 
gegeben. Der öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige kam zu einer Restnut-
zungsdauer des Gebäudes von 30 Jahren. Entsprechend machte der Steuerpflichtige in sei-
nen Einkommensteuererklärungen eine jährliche AfA des Gebäudes von 3,33 % als Wer-
bungskosten aus Vermietung und Verpachtung geltend. Das Finanzamt berücksichtigte je-
doch lediglich eine AfA von 2 %. 
 
Das FG stellte hingegen fest, dass ein Gebäude grundsätzlich nach festen AfA-Sätzen (im 
Streitfall 2 % pro Jahr) abzuschreiben ist, bei einer tatsächlich kürzeren Nutzungsdauer des 
Gebäudes als 50 Jahre aber nach Wahl des Steuerpflichtigen von entsprechend höheren 
Sätzen ausgegangen werden kann. Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs kann 
sich der Steuerpflichtige jeder Darlegungsmethode bedienen, die im Einzelfall zur Führung 



des erforderlichen Nachweises geeignet erscheint. Da für die Schätzung einer kürzeren 
Restnutzungsdauer keine Gewissheit, sondern allenfalls eine größtmögliche Wahrscheinlich-
keit erforderlich ist, kann die Schätzung des Steuerpflichtigen vielmehr nur dann verworfen 
werden, wenn sie eindeutig außerhalb eines angemessenen Schätzungsrahmens liegt. Das 
war hier nicht der Fall. 
 
 
4. Steuerliche Berücksichtigung von Mieterabfindungen 
 
Kaufen oder bauen Steuerpflichtige ein Gebäude, welches später zu Vermietungszwecken 
genutzt werden soll, ist es üblich, dass nach Anschaffung oder Herstellung noch einige Kos-
ten anfallen. In den ersten 3 Jahren kann es sich bei den Kosten um anschaffungsnahe Her-
stellungskosten handeln. Sobald Aufwendungen für Renovierungen u. Ä. die Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten mit mindestens 15 % übersteigen, sind diese Aufwendungen nicht 
sofort als Werbungskosten absetzbar, sondern müssen über die AfA jährlich abgeschrieben 
werden. 
 
In einem zu diesem Sachverhalt vom Finanzgericht Münster (FG) am 12.11.2021 entschie-
denen Fall erwarb eine Steuerpflichtige Wohneinheiten, renovierte diese über einen Zeitraum 
von 2 Jahren und vermietete die Einheiten anschließend wieder. Um die Renovierung mög-
lichst einfach durchführen zu können, zahlte die Eigentümerin allen bisherigen Mietern eine 
Abfindung, damit diese vor Beginn der Renovierung ausziehen. Diese Abfindung machte sie 
als Werbungskosten geltend. 
 
Das FG erkannte die Mieterabfindungen nicht als sofort abziehbare Werbungskosten an, 
sondern fügte die Aufwendungen den Anschaffungskosten hinzu, die über die Lebensdauer 
der Immobilie abzuschreiben sind. Die Abfindungen wurden gezahlt, damit die für die Vermie-
tung notwendige Renovierung durchgeführt werden konnte.  
 
Das FG begründete seine Entscheidung damit, dass ein direkter Zusammenhang zwischen 
den Zahlungen und der Durchführung der Renovierungsmaßnahme vorliegt, sodass beide 
Maßnahmen den anschaffungsnahen Herstellungskosten zuzuordnen sind. Würden die Ab-
findungen dagegen mit Maßnahmen in Zusammenhang stehen, die keine anschaffungsnahe 
Herstellungskosten sind, würden sie Werbungskosten darstellen. 
 
Anmerkung: Gegen das Urteil wurde Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt. Betroffene 
Steuerpflichtige können sich auf das anhängige Verfahren berufen und um Ruhen des Ver-
fahrens bis zur Entscheidung des BFH (AZ: IX R 29/21) ersuchen. 
 
 
 
Die Änderungen sollen zum 1.8.2022 in Kraft treten, damit die Wirkung für BAföG-Geförderte 
bereits im kommenden Wintersemester oder Schuljahr spürbar ist. 
 
 
5. Quarantäne – keine Nachgewährung von Urlaub 
 
Erkrankt ein Arbeitnehmer während des Urlaubs, so werden die durch ärztliches Zeugnis 
nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit auf den Jahresurlaub nicht angerechnet. Diese 
Regelung aus dem Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) findet jedoch keine analoge Anwendung, 
wenn ein nicht arbeitsunfähig erkrankter Arbeitnehmer während seines Urlaubs aufgrund 
einer Absonderungsanordnung (Quarantäne) des Gesundheitsamtes wegen eines Anste-
ckungsverdachts mit einer Covid 19-Infektion das Haus nicht verlassen darf. 
 



Der Sinn und Zweck dieser Regelung im BUrlG besteht darin, dass eine eintretende Arbeits-
unfähigkeit den Urlaubsanspruch des Arbeitnehmers nicht mindern soll. Eine Quarantänean-
ordnung ist nach einem Urteil des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein vom 15.2.2022 
nicht mit der Arbeitsunfähigkeit während des Urlaubs gleichzusetzen. Wie ein Arbeitnehmer 
sich erholt, bleibt ihm überlassen. 
 
Er kann den Urlaub auch während der ganzen Zeit zuhause spielend vor der PC-Konsole 
oder im Wohnzimmer liegend verbringen. In diesen Fällen wird er durch eine Quarantäne 
überhaupt nicht in der Verwirklichung des Urlaubszwecks beeinträchtigt. Bei einer Analogie 
kommt es jedoch auf die typische Vergleichbarkeit an und nicht auf den im Einzelfall festzu-
stellenden Grad der Beeinträchtigung. 
 
Die analoge Anwendung der Regelung im BUrlG kann danach nicht davon abhängen, wie ein 
Arbeitnehmer im konkreten Fall beabsichtigte, seinen Urlaub zu verbringen. 
 
 
6. Ablegen des Handys auf Oberschenkel ist verbotswidrige Nutzung lt. StVO 
 
Nach der Straßenverkehrsordnung darf derjenige, der ein Fahrzeug führt, z. B. ein Handy nur 
benutzen, wenn hierfür das Gerät weder aufgenommen noch gehalten wird. 
 
Das Bayerische Oberlandesgericht stellte am 10.1.2022 in seinem Beschluss fest, dass die 
verbotswidrige Benutzung eines Mobiltelefons durch ein Halten nicht nur dann vorliegt, wenn 
dieses mit der Hand ergriffen wird, sondern auch dann, wenn es auf dem Oberschenkel ab-
gelegt wird. 
 
 
  

  
  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2022: April = 116,2; März = 115,3; Februar = 112,5; Januar = 111,5 
2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 110,7;  
September = 110,1; August = 110,1; Juli = 110,1; Juni = 109,1;  
Mai = 108,7 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für 
Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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